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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 24 "Kötherkamp" sowie 
des Bebauungsplanes Nr. XI "Am Maschtor" im Ortsteil 
Stadt Peine 

1. Änderung 
Vöhrum der 

1. Erfordernis der Planaufstellung sowie Änderung des Bebauungs­
planes 

Durch seine verkehrsgünstige und nahe Lage zur Kernstadt Peine hat 
sich der ehemals überwiegend landwirtschaftlich strukturierte Orts­
teil Vöhrum im Laufe der Zeit zu einer "Wohngemeinde" entwickelt. 

Insbesondere durch die starke Nachfrage in den vergangenon Jahren 
verringerte sich das Angebot an Wohnbauland. Die durch die Bauleit­
planung bereitgestellten Wohnbauflächen sind mittlerweile zum größ­
ten Teil bebaut. Das derzeitige Angebot beschränkt sich in diesem 
Bereich auf Grundstücke, die in privater Hand sind. Der Bestand an 
bebaubaren Grundstücken, die sich im Eigentum der Stadt Peine be­
finden, ist im Ortsteil Vöhrum weitgehend erschöpft. In einer Zeit, 
in der die Baukonjunktur wieder belebter ist, kann die Stadt Peine 
durch ihren geringen Bestand an Grundstücken den Grundstücksmarkt 
nicht mehr ausreichend in der Richtung beeinflussen, daß über 
erschwingliche Bodenpreise der Bau von Eigenheimen gefördert werden 
kann. 

Die ständige Nachfrage nach preiswerten Eigenheimgrundstücken von 
Bauinteressenten aus dem Ortsteil Vöhrum selbst, wie aber auch aus 
anderen Teilen des Stadtgebietes sowie die Bereitschaft der Eigen­
tümer, die entsprechenden Flächen einer Bebauung zuzuführen, recht­
fertigt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 24 "Kötherkamp" so­
wie die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XI, der seit dem 
25.11.1965 rechtsverbindlich ist. Er setzt in dem Teilbereich, der 
für eine Wohnbebauung vorgesehen ist, die Nutzung "öffentliche 
Freifläche <Friedhof)" sowie "Einstellplätze" fest. Die Wohnbau­
fläche westlich der Straße ''Uhlenkamp" bleibt in der festgesetzten 
Art der baulichen Nutzung "Reines Wohngebict'' bestehen. Die Änderung 
der Art der baulichen Nutzung für die südlich gelegenen Flurstücke, 
die im direkten Einflußbereich der Schallemissionen der Bahnanlage 
liegen, begründet sich durch das Ergebnis des beigefügten Schallgut­
achtens. Mit der Änderung der Festsetzung von "Baulinie" in "Bau­
grenze'' wird die planungsrechtliche Festsetzung an die vorhandene 
städtebauliche Situation angepaßt. 

Nach dem damaligen Beschluß des Rates der Stadt Peine war in diesem 
Gebiet die Errichtung eines Zentralfriedhofes vorgesehen. Der Flä­
chennutzungs- sowie der Bebauungsplan Nr. XI zeigten die planungs­
rechtlichen Voraussetzungen hierfür. Nach der aktualisierten Fried­
hofsentwicklungsplanung der Stadt Peine ist ein Zentralfriedhof 
nicht mehr erforderlich. Die nunmehr zur Verfügung stehenden Flächen 
wurden mit der wirksamen 9. Änderung des Flächennutzungsplanes in 
Wohnbaufläche geändert. Der Rat der Stadt Peine wollte in diesem 
Stadtgebiet die Ansiedlung von weiteren Wohnungseinheiten ermögli­
chen. 

Schniete
Rechteck
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2. Bestehende Rechtsverhältnisse 

Nach der derzeit gültigen Fassung des Landes-Raumordnungsprogrammes 
- Teil II - besitzt die Stadt Peine die Funktion eines Mittelzen­
trums mit den besonderen Entwicklungsaufgaben "Wohnen" und "gewerb ­
liche Wirtschaft". Der neu aufzustellende Bebauungsplan Nr. 24 und 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XI entspricht den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung. 

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt für den räumlichen Geltungs­
bereich des Bebauungsplanes Nr. 24 folgende Nutzungen dar: 

-Allgemeines Wohngebiet, 
- Spiel- und Bolzplatz, 
- Flächen für Versorgungsanlagen: Umformerstation, 
- Flächen, bei deren Bebauung besondere Vorkehrungen zu treffen 

sind . 

~ Für den Bebauungsplan Nr. XI stellt der vorbereitende Bauleitplan 
die Nutzung "Reines Wohngebiet", WR, dar. 

Südlich des Geltungsbereiches der beiden Bebauungspläne stellt der 
Flächennutzungsplan neben Flächen für die Bahnanlagen eine Immis -­
sionskennlinie dar. Hier muß geprüft werden, ob im Einzelfall Immts ­
sionsschutzmaßnahmen erforderlich sind. 

Räumliche Abgrenzung 

Das Gebiet Kötherkamp wird im Süden begrenzt durch die Schienenan­
lage der Deutschen Bundesbahn, die die Städte Hannover und Braun­
schweig verbindet. Im Norden bildet die Herrenfeldstraße, im Westen 
die Posener Straße und im Osten die Straße Uhlenkamp die Grenze. 

Die westlich an den Planbereich angrenzenden Wohngebiete sind durch 
die Bebauungspläne Nr. VI 1, VI 3, VI 4 geordnet und bis auf wenige 
Baulücken bebaut. In den Bebauungsplänen sind die angrenzenden Wohn -

/..._ bauflächen als "Allgemeines Wohngebi e t" festgesetzt . 

Die nördlich der Herrenfeldstraße liegenden Bebauungspläne Nr. 131 A 
und 131 B setzen "Flächen für de n Gemeinbedarf/Schule/Sportplatz" 
fest. 

3. örtliche Gegebenheiten 

Das Plangebiet verbindet etwa höhengleich die vorhandenen Wohnge ­
biete im Westen und Osten. Es wird, bis auf eine Bebauung entlang 
der Straße Uhlenkamp , landwirtschaftlich genutzt. Die Flurstücke 23 
und 27/2, Flur 7 , Gemarkung Vöhrum, weisen ehemalige Sandkuhlen auf, 
die heute vollständig verfüllt sind. 

Die Kuhle auf dem Flurstück 23 wurde mit Füllboden, der durch di e 
Erweiterung der Kläranlage anfiel, verfüllt. Die Kuhle auf dem Flur ­
stück 27/2 wurde mit Bauschutt jeglicher Art eingeebnet. Die vorhan­
denen Geländemodeliierungen auf dieser Parzelle bestehen ebenfalls 
aus Bauschutt und bilden die Grundlage für die Gestaltung des 
geplanten Spiel - und Bolzplatzes. 
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Quer über das gesamte Planungsgebiet zieht sich eine oberirdische 
110-kV-Freileitung. 

Bei einer entsprechenden Nutzung, insbesondere des Flurstückes 27/2, 
für das eine Wohnnutzung nicht beabsichtigt ist, ist seitens der 
Stadt Peine als Eigentümerin eine Überprüfung von Grund und Boden im

1 
~· 

Hinblick auf gesundheitsgefährdende Stoffe vorher vorzunehmen. ~ 

4. Erschließung und Versorgung 

Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Herren ­
feldstraße, die Straße An der Ziegelei, Schwicheldter Straße sowie 
Pelikanstraße. Sie verbindet das Baugebiet über das Netz der Landes ­
und Kreisstraßen mit der Kernstadt sowie mit den überörtlichen 
Hauptverkehrswegen. 

Eine innere Erschließung und Versorgung des Plangebietes ist mit 
Ausnahme des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. XI nicht vor-

·~ handen. Im Vordergrund der Planung zur inneren Erschließung des Bau­
gebietes stehen folgende Gesichtspunkte: 

1. Das Plangebiet wird mit dem vorrangigen Ziel der Verkehrsberuhi ­
gung erschlossen. 

2. Die Art der Erschließung trägt als Bestandteil des Wohnumfeldes 
zur Attraktivierung des Wohngebietes bei. 

3. Die Versiegelung von Flächen ist auf ein unbedingt notwendiges 
Maß zu beschränken. 

Haupterschließungsanlagen 

Das Baugebiet "Kötherkamp" prägt eine überwiegende Einfamilienhaus­
bebauung. Mehrgeschossiger Wohnungsbau ist in den Randbereichen vor ­
gesehen. Da ein Durchgangsverkehr ausgeschlossen ist, wird auf Sam­
melstraBen verzichtet. Rad- und Fußwege verknüpfen das Netz der Er ­
schließungswege über die geplanten Grünflächen. Ihre Wegeführung be­
stimmt sich u. a. nach einem aufzustellenden Grünordnungsplan. Sie 
werden daher im Bebauungsplan nicht festgesetzt. 

Im Baugebiet erfolgt die Gestaltung der Straßen nach dem Trenn- und 
dem Mischprinzip. 

Nach dem Trennprinzip, d. h., für den Fahrverkehr wird eine durch 
Rinnen baulich abgetrennte Fahrbahn geschaffen, wird eine ''Ring ­
straße" als Anliegerstraße mit einer Breite von 9,25 m ausgebaut. 

Die von der "Ringstraße" abgehenden Straßen oder sogenannte Anlie ­
gerwege, Breite: 5,50 m, werden nach dem Mischprinzip ausgebaut, 
d. h., über besondere Gestaltungsmaßnahmen sollen in den Fahrgassen 
Nutzungen für den Fuß-, Rad- und individuellen Kraftfahrzeugverkehr 
möglichst weitgehend miteinander verträglich gemacht werden. Gleich ­
zeitig wird hier die Möglichkeit eröffnet, diese Straße mit dem 
Zeichen 325 der Straßenverkehrsordnung <StVO> als verkehrsberuhigte 
Bereiche auszuweisen. 
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Die vorgesehenen Straßenquerschnitte von 9,25 m bzw. 5,50 m ent­
sprechen dem als gering einzustufenden Verkehrsaufkommen von ca. 
123 Pkw/h <vgl. Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen 
EAE 85, Seite 67, 93>. 

Ruhender Verkehr 

Der ruhende Verkehr ist auf den jeweiligen Grundstücken in Garagen 
oder auf Stellplätzen unterzubringen. Öffentliche Stellflächen ste-­
hen im Straßenraum zur Verfügung. 

öffentlicher Personennahverkehr 

Das Plangebiet in Vöhrum ist durch Bushaltestellen an das öffent­
liche Personennahverkehrsnetz angeschlossen. Zusätzlich ist Vöhrum 
Haltepunkt auf der Bundesbahnstrecke Hannover Braunschweig. 
Beachte Haltestelle Ecke Einmündung Uhlenkamp. 

~/ Versorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Gütern des täglichen Bedarfs ist 
durch Einkaufsmöglichkeiten in den angrenzenden Wohngebieten gesi ­
chert. Die überörtliche Funktion der Grün- und Naherholungsbereiche 
wird unterstützt, indem für die Versorgung von Freizeitsuchenden 
ausnahmsweise mit der Zweckbestimmung mit der Grünfläche zu verein­
barende Zweckbauten, wie Kiosk, Cafe, Gaststätte, Spielhaus, allge­
mein zulässig sind . Zusätzlich werden ca. 12 Einstellplätze an der 
Herrenfeldstraße in der Nähe des Regenrückhaltebeckens errichtet. 

Technische Erschließung 

Die Versorgung des geplanten Gebietes mit Trinkwasser <Wasserbe­
schaffungsverband Peine> und elektrische Energie und Gas <Stadtwerke 
Peine> wird durch jeweils entsprechende Erweiterung des vorhandenen 
Leitungsnetzes sichergestellt. Die Entwässerung des Gebiets erfolgt 
im Trennsystem. Die Abwässer werden über eine Freigefälleleitung dem 
Zentralklärwerk Peine zugeführt. Das anfallende Regenwasser aus dem 
westlichen Teil des Baugebietes wird in einem Regenwasserauffang­
bocken gesammelt ung zeitlich gestreckt dem Kanalnetz wieder zuge­
führt. Durch eine Beschränkung auf das notwendige Maß von Flächen­
versiegelungen im öffentlichen wie im privaten Bereich (beispiels ­
weise Straßen- , Wegeausbau, Dachbegrünungsmaßnahmen> kann eine 
Entlastung der Regenwasserableitungen erreicht werden. Die Vorflut 
wird über die Herrenfeldstraße zum vorhandenen Sammler auf dem Ge ­
lände des Bildungszentrums hergestellt. Ein weiteres Rückhaltebecken 
ist lt . Oberflächenentwässerungsplan am Auslauf dieses Hauptsammlers 
vorgesehen. 

5. Grünflächen 

öffentliche Grünflächen und Spielplatzangebot 

Die Kinderspielplatzentwicklungsplanung der Stadt Peine 
wurde am 03.07.86 vom Rat der Stadt Peine beschlossen. Die 
sieht vor, für den Bebauungsplanbereich einen öffentlichen 

1982/1992 
Planung 
Kinder -
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spielplatz für die Altersgruppen 7 bis 10 und 10 bis 14 sowie einen 
öffentlichen Bolzplatz anzulegen. Diesen Zielsetzungen wird Rechnung 
getragen, indem das Flurstück Nr. 27/2 <ehemalige Kuhle) für die 
Nutzung bereitgestellt wird. 

Parkanlagen 

In den Ortsteilen Vöhrum und Telgte stehen flächenmäßig nur wenige 
öffentliche Grünflächen für die Erholung der Bevölkerung zur Verfü­
gung. Angeregt durch den von der Bebauung freizuhaltenden Schutz­
streifen unter der 110-kV-Freileitung sowie den zu erstellenden 
Lärmschutzwall bietet sich hier an, den Ortsteil Vöhrum 
städtebaulich durch eine großzügige Grünanlage zu gliedern. Die 
geplante Grünanlage ist Bestandteil eines geplanten innerstädtischen 
Grünzuges. Der im Baugebiet "Kötherkamp" beginnende Grünzug 
verbindet die bebauten Ortsteile von Vöhrum mit dem nördlich 
gelegenen Naturschutzgebiet "Fuhseniederung". Gleichzeitig belebt er 
mit seiner Gestaltung das Orts - und Landschaftsbild und bildet als 
Ortsrand einen harmonischen Übergang in die unbebaute Landschaft. 

Spazier- und Radwege verbinden die Grünfläche mit den angrenzenden 
Baugebieten. Ein an der Herrenfeldstraße angelegtes Regenrückhal ­
tebecken dient als zusätzliches Gestaltungselement und bietet eine 
zusätzliche Attraktion der Grünanlage. Ein noch aufzustellender 
Grünordnungsplan wird die landespflegerische Gestaltung der Grün­
flächen unter Einbeziehung des Wegenetzes darstellen . 

Unter Berücksichtigung des Belanges des Naturschutzes, der Land­
schaftspflege und des Naturhaushaltes (§ 1 Abs. 5 Nr. 7 des Baugo ­
setzbuches i. V. m. § 7 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes) 
ist dieses Planungsziel als Festsetzung in den Bebauungsplan aufge -­
nommen worden. 

Als weitere Begrünungsmaßnahmen sind Baumpflanzungen auf den Plätzen 
vorgesehen. Ein wichtiges gestalterisches Element stellen Baumpflan--­
zungen in den Wohnhöfen dar. Um die Straßenräume zu fassen, wird die 
Anpflanzung von kleinkronigen Bäumen in den Vorgärten der Baugrund­
stücke angeregt. 

Private Grünflächen 

Potentielle Bauherren sollen zunächst auf dem Beratungswege angeregt 
werden, einen ökologischen Ausgleich für die Versiegelung von Flä­
chen vorzunehmen. Auf eine nach dem Baugesetzbuch mögliche Festset -­
zung wird daher verzichtet. 
Eine Ergänzung des öffentlichen Grüns stellen Begrünungsmaßnahmen 
auf privaten Grundstücken dar. Für einen Teilbereich des Bebauungs­
planes Nr. 24 sowie 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XI ist die 
Begrünung von Dachflächen ein wesentliches städtebauliches Element. 

Die Dachbegrünungsmaßnahmen erfüllen teilweise die Funktion boden­
gebundener Begrünungen und kommen bedingt als Ersatzflächen für be-­
baute Bodenf 1 ächen zur Anwendung. Begrünte Dächer können die äs the--­
tische, funktionale und ökologische Qualität einer auszugleichenden 
bebauten Fläche erhöhen, wenn diese, bedingt durch die Iandwirt-
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schaftliehe Nutzung, als gerinwertig einzustufen ist. Dachbegrü­
nungen sind mit unterschiedlichen Begrünungsaufbauten und ihren je­
weiligen Auswirkungen in ökologischer, städtebaulicher und bautech­
nischer Hinsicht durchführbar. Die einzelnen Vegetationstypen sind 
dabei auf die Zielsetzung abzustimmen. 

Für die Stadt Peine werden Dachbegrünungen, insbesondere als Maß­
nahmen zur Reduzierung bzw. Verzögerung des Regenabflusses, von zu­
nehmender Bedeutung. Eine Überlastung städtischer Abwasseranlagen 
kann durch Dachbegrünungen wirksam entschärft werden, je konsequen­
ter sie bei erneutem Flächenverbrauch durch Bebauung durchgesetzt 
werden. Gleichzeitig wird durch begrünte Dächer erreicht, daß die 
Niederschlagsmengen größtenteils auf dem Grundstück verbleibend zur 
Verbesserung des Lokalklimas und zur Regulierung des Wasserhaushal­
tes beitragen. 

Darüber hinaus tragen Gründächer zur Aufwertung des Stadtbildes und 
der Standortqualität bei. Der erreichte technische Standard von 
Dachbegrünungen gewährleistet eine dauerhafte und sichere Funktion, 
die unter anderem durch die Verarbeitungsvorschriften des Dachdek­
kerhandwerkes abgesichert ist. Dachbegrünungen puffern Witterungs­
einflüsse auf dem Dachaufbau. Zu den meßbaren Vorteilen begrünter 
Dächer zählen daher die Erhöhung der Bauwerkslebensdauer, die Redu·­
zierung des Energieverbrauchs sowie die Verbesserung des Gebäude-· 
kl imas. 

Die nördlich der Wallanlage liegenden Wohnhöfe bilden in dem Bauge­
biet einen weiteren städtebaulichen Schwerpunkt. Sie liegen einge­
bettet in landespflegerisch gestalteten Nischen des Lärmschutzwal­
les. Grüne Dächer sind ein gestalterisches Mittel, um den Charakter 
dieser Höfe zu betonen. Sie bieten dem Erholungssuchenden auf dem 
begehbaren Lärmschutzwall ein abwochselungsreiches Stadtbild. Durch 
eine gleichartig konsequente Dachbegrünung bei möglicherweise inho­
mogenen Gebäudetypen kann eine Vereinheitlichung ein gemeinsames Er­
scheinungsbild erreichen. Das Gründach als Gestaltungselement setzt 
voraus, daß die Dachflächen einsahbar sind. Dies wird durch die Be­
gehbarkeit der Grünanlagen, aber auch für die Reisenden in den vor-

''--./ beifahrenden Zügen durch die entsprechende Höhe der Gebäude ermög­
licht. 

Die begrünten Dachflächen sind auf den Lärmschutzwall ausgerichtet. 
Somit lassen sich energetische und u. U. schallschützende Vorteile 
für das Gebäude erzielen. Nach der einschlägigen Fachliteratur kommt 
neben der Blattmasse der Pflanzen auf dem Lärmschutzwall bei Dach ­
begrünungen der Substrataufbau für den Schallschutz zur Wirkung. So 
kann die Schallreflexion bei einem Gebäude mit vorgelagertem Gras­
dach um 2 bis 3 dB(A) gemindert worden. Blattmasse und Substrat 
wirken zusammen als Puffer. Eine Abdämpfung des Schallpegels ist be ·-· 
sonders dort angenehm, wo hohe Frequenzen, z. B. durch den Betrieb 
von Schienenfahrzeugen, entstehen. 

Als Vegetationstyp für die Dachbegrünung kann eine Extensivbegrünung 
in Betracht kommen. Unter "Extensivbegrünung" sind alle Begrünungen 
zu verstehen, die mit einem Minimum an Pflege eine dauerhafte Vege­
tationsdecke gewährleisten. Die Wasser- und Nährstoffversorgung der 
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Pflanzen erfolgt durch natürliche Prozesse. Sio müssen ebenso Hitze 
und Trockenheit wie auch Kälte und Nässe ertragen können. Extensiv 
begrünte Dächer können als Schrägdächer und als Flachdächer ausge­
führt werden. Aufgrund des minimalen Substrataufbaus und der damit 
verbundenen geringen Eigenlasten kommen die Vegetationstypen der 
Extensivbegrünung bei nicht begehbaren Dachflächen zur Anwendung. 

Die Schaffung von begrünten Flächen und das Einbringen von Grünele­
menten in die Innenstadt ist eine unerläßliche Maßnahme, um der Ge­
fährdung der menschlichen Gesundheit durch das Stadtklima und den 
Umwelteinwirkungen entgegenzuwirken und den urbanen Lebensraum in 
seinem Erscheinungsbild zu verbessern. 

6. Bauliche und sonstige Nutzung 

Das vorrangige Ziel, ein Einfamilienhausgebiet mit gehobenen An­
sprüchen und gehobener Qualität zu schaffen, findet auch in den 
Festsetzungen für Art und Maß der baulichen Nutzung seinen Nieder­
schlag. In dem Bebauungsgebiet sind Gestaltungsschwerpunkte gesetzt. 

Die Festsetzungen entsprechen den örtlichen Gegebenheiten und der 
angrenzenden Bebauung sowie den Darstellungen des Flächennutzungs­
planes. Die vorgesehene ein- bzw. zweigeschossige Bebauung als 
Höchstgrenze von Einzel-, Doppel- bzw. Reihenhäusern ist der Bauwei­
se der näheren Umgebung sowie der vorhandenen Ortsstruktur angepaßt. 
Eine dreigeschossige Bauweise ermöglicht einen wirtschaftlichen 
Mietwohnungsbau und kommt den derzeitigen Bedürfnissen der Wohnungs­
wirtschaft entgegen. Die Festsetzung ''Allgemeines Wohngebiet" be ­
gründet sich aus den Ergebnissen des Schallschutzgutachtens, das als 
Anlage der Begründung beigefügt ist. Um ein störungsfreies Wohnen in 
diesem Gebiet zu gewährleisten, ist das Baugebiet "Kötherkamp" 
städtebaulich gegliedert. Grundsätzlich sind sämtliche Ausnahmen, 
die nach § 4 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung <BauNVO) ausnahmsweise 
zulässig sind, ausgeschlossen <siehe § 1 Abs. 6 BauNVO>. 

In dem Baugebiet können beispielsweise Reihenhäuser oder vermietbare 
Stadthäuser entlang der Anliegerwege östlich der Posener Straße 
südlich des Kinderspielplatzes errichtet werden. 

Einen weiteren Gestaltungsschwerpunkt bildet die eingeschossigc 
Einzel- bzw. Doppelhausbebauung an den Plätzen. Zur räumlichen Fas­
sung der Plätze dienen die festgesetzten Baulinien. 

Die so entstandenen Wohnhöfe erfüllen eine wichtige städtebauliche 
Funktion . Sie bieten durch ihre kleinräumige und überschaubare Form 
die Möglichkeit zur Kommunikation der Anwohner U:nd stellen 
interessante städtebauliche Lösungen dar, die den Charakter des 
gesamten Planungsgebietes mitbestimmten. Die Bereitschaft der 
Bauinteressenten, abzukommen von meist gleichförmiger 
Einfamilienhausbebauung, wird belohnt mit individueller Gestaltung 
des Hauses und des Wohnumfeldes. Die zum Platz zeigende 
Wohnhausseite darf 5,00 m und die nach außen gewandte Seite 3,00 m 
in der Traufhöhe nicht übersteigen. Dadurch ergibt sich eine 
Dachform <Pultdach>, die gleichzeitig als lärmschützende Maß-
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nahme gelten kann und die Möglichkeit einer Dachbegrünung vorberei­
tet. 

Um ein städtebaulich harmonisches Ensemble in diesen 
erreichen, kann beispielsweise die Vergabe an einen 
fehlenswert erscheinen. 

Quartieren zu 
Bauträger emp --· 

Die überbaubaren Flächen sind mit 20m Bautiefe ausreichend bemes-· 
sen, so daß generell Nebenanlagen sowie Garagen außerhalb der über­
baubaren Fläche unzulässig sind. Mit dieser Gestaltungsvorgabe wer­
den die gärtnerisch genutzten Freiflächen von jeglichen Bauten frei ­
gehalten. Um ein städtebaulich einheitliches Erscheinungsbild zu ge­
währleisten, wurden insbesondere dort, wo Hausgruppen im Bebauungs­
plan festgesetzt sind, Flächen für Garagen und Stellplätze festge­
setzt. 

Zur Versorgung des Plangebietes mit infrastrukturellen 
Einrichtungen, die für den Bedarf erforderlich sind, wird eine ca. 
1 200 m2 große Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 
Kindertagesstätte festgesetzt. _-------:-- _.-~~-/ - . -

7. Lärmschutz 

Im Rahmen der Bauleitplanung erfordern die Belange des Umweltschut­
zes eine hinreichende Beachtung von Emissionen und Immissionen. An-· 
haltspunkte für den Schutz vor Schallimmissionen enthält die 
DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau", Ausgabe Mai 1987, Beiblatt 1. 
In dieser Norm werden den Baugebieten bestimmte Planrichtwerte zuge­
ordnet, die angeben, welche Immissionsbelastung im Regelfall be -· 
stimmten Flächen oder Gebieten im Sinne des Planungsrechtes zuzuord-· 
nen ist. Planungsrichtwerte dienen der Orientierung, die in der Ab­
wägung über- bzw. unterschritten werden können <vgl. Ziff. 14.11.2 
VV-BBauG>. Um eine Entscheidungsgrundlage für Maßnahmen zum Schutz 
gegen Geräuscheinwirkungen für das Plangebiet zu erhalten, ist das 
"schalltechnische Gutachten" <Dr.-Ing. Hoppmann, Garbsen, 1991) als 
Anlage dieser Begründung beigefügt. 

Das Gutachten untersucht drei Varianten in der Höhe des vorgesehenen 
Lärmschutzwalles: 

1. hw = 3,0 m 
2. hw = 4,0 m 
3. hw = 5,0 m 

unter Berücksichtigung des städtebaulichen Konzeptes. Zusätzlich be­
trachtet das Gutachten die Situation, die sich bei einer Verlänge­
rung des Lärmschutzwalles in westlicher Richtung bis an den vorhan­
denen Erdwall ergibt. 

Im Ergebnis zeigt das Gutachten, daß wirksame, aktive Lärmschutzmaß­
nahmen erreicht werden können, wenn die Höhe des Walles mindestens 
hw = 4,0 m beträgt und in westlicher Richtung durch eine 3,0 m hohe 
Lärmschutzwand mit dem vorhandenen Erdwall verbunden ist <vgl. Gut-
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achtenS . 8, Nr. 5.2, S. 14 ff., Nr. 6.2). 
Das Gutachten weist darauf hin, daß auch mit aktiven Lärmschutzmaß­
nahmen an der Bundesbahnstrecke eine Überschreitung der Orientie­
rungswerte in der Nachtzeit nicht vermieden werden kann. Die Orien­
tierungswerte für allgemeine Wohngebiete werden bei einer Planung 
gern. Anlage 3, Bl. 8 und 9 (des Gutachtens) 
- im Erdgeschoßbereich um 5 - 10 dB <A> und 
- im Bereich des 1. Obergeschosses um 6 - 14 dß <A> 
überschritten. Auch im nördlichen Teil des Plangebietes werden die 
Orientierungswerte fürWA-Gebiete in der Nachtzeit nicht eingehal­
ten, die Überschreitung beträgt hier rd. 1 - 2 dB <A>. 

Die Immissionsgrenzwerte entsprechend der 16. Verordnung zur Durch­
führung des Immissionsschutzgesetzes <Verkehrslärmschutzverordnung, 
16. BimSchV, 12. Juli 1990) werden in der Nachtzeit 
- im Erdgeschoßbereich in einem Abstand von rd. 200 m und 
- im Bereich des 1. Obergeschosses in einem Abstand von rd. 240m 
eingehalten. 

Im Rahmen der Abwägung ist grundsätzlich <vgl . VV-BBauG> eine Über­
schreitung der Orientierungswerte <Planungsrichtwerte> möglich. Bei 
der anstehenden Neuplanung sollten, so der Gutachter, die Immis­
sionsgrenzwerte der 16. BimSchV als Obergrenze für den Abwägungs ­
spielraum bei der Ausweisung neuer Wohnbauflächen beachtet werden. 
Soweit die Ausweisung von WA - Bauflächen im Bereich des vorgesehenen 
Plangebietes unter städtebaulichen Aspekten begründet werden kann, 
kann der in der Nachtzeit erforderliche Immissionsschutz, der sich 
auf die Situation innerhalb der Gebäude beschränkt, ggf. durch zu­
sätzliche passive Lärmschutzmaßnahmen geregelt werden. Als "passive" 
<bauliche) Lärmschutzmaßnahme kommt einerseits eine entsprechende 
Grundrißgestaltung in Frage, andererseits können schutzwürdige Räume 
ggf. durch Lärmschutzfenster und schallgedämmte Lüftungsöffnungen 
beschützt werden. 

Der vorliegende Bebauungsplan legt auf Grundlage der DIN 4109 <No-· 
vember 1989), Abschnitt 5 "Schutz gegen Außenlärm; Anforderungen an 
die Luftschalldämmung von Außenbauteilen", die erforderlichen bewer ­
teten Schalldämmaße von Fenstern und Außenwänden bzw. die Mindest ­
werte für das Gesamtaußenbauteil fest . Der Nachweis beschränkt sich 
somit im Baugenehmigungsverfahren auf die Wahl einer entsprechenden 
baulichen Ausführung im Sinne der Ausführungsbeispiele gern. Beiblatt 
Nr. 1 zu DIN 4109. 

Gern. DIN 4109, Abschnitt 5.5.2 und 5 . 5.3 sind die Rechenergebnisse 
<Summenpegel der Tagewerte) aus Abschnitt 5.2 des Gutachtens eben ·· 
falls um 3 dB <A> zu erhöhen. Danach s ind im Untersuchungsgebiet die 
Lärmpegelbereiche I bis III zu berüc ksichtigen . Die entsprechenden 
Grenzlinien sind in Anlage 6 des Gutachtens zeichnerisch darge­
stellt. Für die der Bundesbahnstrecke abgewandten Gebäudeseiten kann 
ohne expliziten Nachweis vorausgesetzt werden, daß dort jeweils der 
Schutzanspruch für den nächstniedrigen Pegelbereich ausreichend ist 
<vgl. Gutachten, s. 19, 20, 21). 

Das Schallgutachten ist Bestandteil der Begründung des Bebauungs ­
planes Nr. 24 und der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr . XI. 
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8. Planungsstatistik 

8.1 Bevölkerungszahlen Vöhrum/Landwehr 

Dezember 1970 <amtlich) 
Dezember 1989 <eigene Fortschreibung) 
Dezember 1990 <eigene Fortschreibung> 

4.715 Personen 
6.035 Personen 
6.373 Personen 

Die Bevölkerung im Ortsteil Vöhrum/Landwehr stieg in diesen Jahren um 
1.658 Personen an. Bei einer Belegungsdichte von 2,4 Personen/WE 
entsprach dies ca. 690 WE = 36 WE/Jahr. 

8.2 Größe des Planungsgebietes 

8.3 Größe des Brutto-Baugebietes 
unter Einbeziehung der angrenzenden Straßen 
<halbe Breiten) 

8.4 Erschließungsflächen 
8.4.1 Straßen/Wege 

22,3660 ha 

23,0565 ha 

Bezeichnung Querschnitt 
m 

Länge Fläche 

vorhanden 
Posener Straße 
Herrenfeldstraße 
Uhlenkamp 
geplant 
Erschließungsstraßen 
Wendeplätze 
Erschließungsstraßen 
Wohnwege 
Wendeplätze 

8.4.2 Lärmschutzanlage 
8.4.3 Regenrückhaltebecken 

8,00/2 
12,00/2 
11,50/2 

9,25 

5,50 
3,00 

m 

460 
480 
380 

750 

720 
100 

Die Erschließungsflächen betragen mithin 18% des 
8.4.4. Gemeindebedarfsfläche - Kindertagesstätte 
8.5 Grünflächen 
Spielplatz 
Parkanlage im Leitungsbereich 
Parkanlage am Lärmschutzwall 

8.6 Größe des Netto-Baulandes in ha 
8.7 Besiedlungsdichte 
8.7.1 Netto-Wohndichte 

vorhanden: 16 Einzelhäuser 

geplant sind: 
133 Einfamilienhäuser 
<20 % Einliegerwohnungen) 
47 Reihenhäuser 
Mehrfamilienhausbebauung 

283 --·--
12,7420 = 22 WE/ha Netto-Bauland 

m:a 

1 840 
2 880 
2 185 

6 937 
3 600 
3 960 

300 
4 485 

26 187 

13 000 
3 000 

42 737 

Brutto-Baugebietes. 

26 300 
24 900 
11 750 

12,7420 

20 WE 

133 WE 
27 WE 
47 WE 
56 WE 

283 WE 
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8.7.2 Brutto-Wohndichte 

283 = 23,0565 = 13 WE/ha Brutto-Bauland 
23,0565 

Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen/WE können 650 Personen im 
Planungsgebiet wohnen. 

8 . 7 . 3 ..::.6..::.5...::.0 __ 
12,7420 = 51 Personen/ha Netto-Bauland 

<Besiedlungsdichte> 

9. Finanzierung der vorgesehenen Maßnahmen 

Die Stadt Peine wird ihre Erschließungsmaßnahmen finanzieren. 

Die Kosten für den Ausbau der Straßen, Wege, Parkflächen und des 
...J. Grünflächen-Spielplatzes sowie die Herstellung der Einrichtungen zur 

Entwässerung und Beleuchtung werden nach dem geltenden Erschlie­
ßungsrecht in Verbindung mit der Erschließungsbeitragssatzung und 
ggf. mit der Straßenausbaubeitragssatzung der Stadt Peine verteilt 
und von den Gründstückseigentümern erhoben. 

Die Ausgaben für die Herstellurg der Einrichtungen zur Schmutzwas­
serbeseitigung werden bei Erhebung von Kanalbaubeiträgen von der 
Stadt Peine getragen. 

Dieses gilt auch für die Oberflächenentwässerung der Grundstücke. 

Für die Wasser-, Gas-, Fernmelde- und die Elt-Versorgung sind die 
entsprechenden Versorgungsunternehmen zuständig. 

Peine, o4 .• a.?. 1991 ... 



Anlage zur Begründung des Bebauungsplanes Nr. 24 "Kötherkamp" 
sowie 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XI im Ortsteil Vöhrum 
der Stadt Peine 

Schalltechnisches Gutachten 


